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1. Auftrag, These und methodische Grenze 

Gegenstand dieser Analyse ist die Frage, ob und auf welche Weise die gesetzlich gewollte Zusammenarbeit 
zwischen öffentlicher Jugendhilfe, freien Trägern, Pflegepersonen, kommunaler Politik und Familiengericht 
in eine strukturelle Nähe umschlagen kann, die unabhängige Kontrolle erschwert. Im Mittelpunkt steht 
nicht die Behauptung einer überall bestehenden, bewusst verabredeten „Allianz“. Untersucht wird vielmehr 
eine institutionelle Handlungseinheit, die ohne ausdrückliche Absprache entstehen kann: durch 
wiederkehrende personelle Überschneidungen, Finanzierungsabhängigkeiten, geschlossene 
Informationskreisläufe, knappe Unterbringungsressourcen und die wechselseitige Bestätigung bereits 
getroffener Bewertungen. 

Die Kinder- und Jugendhilfe hat zwei Gesichter. Sie schützt Kinder, stabilisiert Familien und stellt 
notwendige Hilfen bereit. Dieselbe Struktur verfügt jedoch über erhebliche Definitions-, Informations- und 
Eingriffsmacht. Wo Entscheidung, Leistungseinkauf, Fallbeschreibung, Kontrolle und gerichtliche 
Vermittlung nicht sichtbar voneinander getrennt werden, entsteht ein strukturelles Governance-Problem. 
Dieses Problem ist nicht durch den guten Willen einzelner Fachkräfte gelöst. Es verlangt institutionelle 
Sicherungen. 

Die Analyse trennt deshalb strikt zwischen Normstruktur, empirisch nachvollziehbarem Risiko und 
einzelfallbezogenem Vorwurf. Aus einer riskanten Struktur folgt noch kein Amtsmissbrauch. Umgekehrt 
darf ein rechtlich vorgesehenes Kooperationsmodell nicht gegen Kritik immunisiert werden, wenn es 
Interessenkollisionen, Informationsfilter oder wirtschaftliche Fehlanreize begünstigt. 

2. Ergebnis in komprimierter Form 

Die kritische Nähe ist nicht zufällig, sondern teilweise gesetzlich angelegt. Das Jugendamt besteht nach § 
70 Abs. 1 SGB VIII aus dem Jugendhilfeausschuss und der Verwaltung. Anerkannte freie Träger wirken im 
Jugendhilfeausschuss stimmberechtigt mit; derselbe Ausschuss befasst sich insbesondere mit 
Jugendhilfeplanung und Förderung der freien Jugendhilfe. Die Verwaltung plant, bewilligt, beauftragt, 
finanziert, steuert, dokumentiert und kontrolliert Hilfen, die zu einem erheblichen Teil von freien Trägern 
durchgeführt werden. Damit treffen Fachpolitik, Leistungsplanung, Anbieterinteressen und öffentliche 
Finanzierung in einem vergleichsweise engen kommunalen Raum aufeinander. 

Die daraus entstehende Interessennähe ist zunächst demokratisch und fachpolitisch gewollt: Freie Träger 
sollen Erfahrungen, Pluralität und gesellschaftliche Selbstorganisation einbringen. Kritisch wird die 
Konstruktion dort, wo Vertreter eines Trägers über Planungen, Förderrichtlinien oder Mittelverteilungen 
mitentscheiden, von denen der eigene Träger konkret oder typischerweise profitiert, ohne dass 
Befangenheit, Mandat und wirtschaftliche Betroffenheit transparent erfasst und wirksam behandelt 
werden. 

Pflegeeltern sind nicht pauschal wirtschaftliche Akteure und nicht ohne Weiteres Teil eines 
Trägerverbundes. Gleichwohl kann ein Abhängigkeitsverhältnis entstehen: Das Jugendamt wählt aus, 
vermittelt, berät, überprüft, zahlt Leistungen und berichtet im familiengerichtlichen Verfahren. 
Pflegepersonen sind für die Stabilität des Pflegeverhältnisses auf diese Verwaltung angewiesen; zugleich 
stützen ihre Beobachtungen häufig die weitere Fallbewertung. Wo Herkunftseltern demgegenüber nur 
eingeschränkten Aktenzugang, weniger institutionelle Sprache und keine vergleichbare professionelle 
Einbindung besitzen, entsteht eine deutliche Asymmetrie. 

Familienrichter sind nach Art. 97 GG unabhängig und dürfen nicht als Teil einer kommunalen Allianz 
dargestellt werden. Das Gericht trägt nach § 26 FamFG die eigene Ermittlungs- und 
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Entscheidungsverantwortung. Praktisch ist es jedoch häufig auf die vom Jugendamt vorsortierten 
Informationen, auf Berichte beauftragter Träger und auf wiederkehrende professionelle Akteure 
angewiesen. Wird diese Informationsbasis nicht kontradiktorisch geprüft, kann aus rechtlicher 
Unabhängigkeit eine faktische epistemische Abhängigkeit werden. 

Strukturelement Legitime Funktion Kritische Risikozone 

Jugendhilfeausschuss demokratische und fachliche 
Beteiligung 

Mitentscheidung von Trägervertretern über Planung und 
Förderung 

Jugendamtsverwaltung Hilfe, Schutz, Steuerung, 
Gesamtverantwortung 

Bündelung von Diagnose, Auswahl, Finanzierung, Kontrolle 
und Gerichtsbericht 

Freie Träger Pluralität und Leistungserbringung wirtschaftliche Abhängigkeit von Belegung, Entgelten und 
Folgeaufträgen 

Pflegepersonen familiäre Betreuung und 
Bindungskontinuität 

Abhängigkeit vom vermittelnden und kontrollierenden 
Jugendamt; Bestätigungsschleifen 

Kommunalpolitik Budget- und demokratische 
Verantwortung 

Mehrfachrollen, parteipolitische Netzwerke, begrenzte 
Transparenz 

Familiengericht unabhängige Rechtskontrolle Informationsasymmetrie und Übernahme fachlicher 
Rahmungen 
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3. Historisch gewachsene Struktur der Jugendämter 

3.1 Vorläufer: Armenpflege, konfessionelle Fürsorge und Jugendfürsorgebewegung 

Die öffentliche Jugendhilfe entstand nicht aus einem einheitlichen rechtsstaatlichen Kinderschutzmodell. 
Ihre Wurzeln liegen in kommunaler Armenpflege, Vormundschaft, Waisenfürsorge, kirchlicher 
Wohltätigkeit und der Jugendfürsorgebewegung des späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts. Öffentliche 
Verwaltung und freie, häufig konfessionelle Wohlfahrt waren daher von Beginn an keine voneinander 
isolierten Systeme. Der Staat griff auf bereits bestehende Einrichtungen und Verbände zurück; diese 
erhielten im Gegenzug Zugang zu öffentlicher Anerkennung, Finanzierung und sozialpolitischer 
Mitgestaltung. 

Diese Pfadabhängigkeit erklärt den bis heute prägenden Vorrang bzw. die starke Stellung freier Träger. Sie 
ist Ausdruck gesellschaftlicher Pluralität, zugleich aber die historische Grundlage einer dauerhaften 
institutionellen Nähe zwischen Bedarfsermittlung, politischer Planung und privater bzw. verbandlicher 
Leistungserbringung. 

3.2 Das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz von 1922/1924 

Mit dem Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt vom 9. Juli 1922 wurde erstmals eine reichseinheitliche 
Grundlage geschaffen. Das Gesetz trat am 1. April 1924 in Kraft und verpflichtete die Kommunen 
grundsätzlich zur Einrichtung von Jugendämtern. Prägend war bereits die Verbindung einer 
Verwaltungsstelle mit einem kollegialen, gesellschaftlich mitgetragenen Organ. Das Jugendamt sollte die 
Kräfte öffentlicher und freier Jugendwohlfahrt organisatorisch zusammenführen. Die heutige 
Zweigliedrigkeit ist daher kein moderner Zufall, sondern ein historischer Kernbestand. 

Bereits in der Weimarer Zeit standen dem Ausbau sozialer Rechte finanzielle und administrative 
Begrenzungen gegenüber. Notverordnungen und Ausführungsregelungen schwächten Teile des 
ursprünglichen Anspruchs. Das Muster blieb: ein weit formulierter Fürsorgeauftrag, kommunale 
Finanzverantwortung und eine praktische Abhängigkeit von freien Organisationen und verfügbaren Plätzen. 

3.3 Nationalsozialistische Umformung 

Zwischen 1933 und 1945 wurde Jugendfürsorge in die nationalsozialistische Herrschafts- und 
Ausleseordnung eingepasst. Hilfe, Kontrolle, Disziplinierung und biologistische Bewertung wurden 
verbunden; pluralistische und insbesondere jüdische Träger wurden verdrängt oder zerstört. Für die 
Gegenwart folgt daraus keine Gleichsetzung. Historisch bedeutsam ist jedoch die Warnung, dass eine 
fürsorgerische Institution bei fehlender externer Kontrolle in ein Instrument normierender und 
selektierender Sozialpolitik umschlagen kann. 

3.4 Nachkriegszeit und Jugendwohlfahrtsgesetz 1961 

Nach 1945 wurden wesentliche institutionelle Grundmuster fortgeführt. Das 1961 neugefasste Gesetz für 
Jugendwohlfahrt blieb lange stärker eingriffs- und fürsorgeorientiert als rechtsanspruchsorientiert. 
Personelle, fachliche und organisationskulturelle Kontinuitäten wurden erst schrittweise aufgearbeitet. Die 
Kooperation mit Wohlfahrtsverbänden blieb tragend; kommunale Steuerung und freie Leistungserbringung 
blieben eng verflochten. 
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3.5 Kinder- und Jugendhilfegesetz und SGB VIII seit 1990/1991 

Mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz vom 26. Juni 1990, heute SGB VIII, erfolgte ein grundlegender 
Perspektivwechsel: Förderung, Beratung, Beteiligung, Wunsch- und Wahlrecht sowie individuelle 
Leistungsansprüche traten deutlicher hervor. Das Jugendamt blieb aber zugleich Leistungsbehörde, 
Schutzbehörde, Planungsinstanz und Mitwirkender im familiengerichtlichen Verfahren. Die historische 
Zweigliedrigkeit und die privilegierte Zusammenarbeit mit freien Trägern wurden nicht aufgelöst, sondern in 
ein modernes Leistungsrecht überführt. 

Spätere Reformen verstärkten den Schutzauftrag (§ 8a SGB VIII; insbesondere seit 2005), die Kooperation 
im Kinderschutz und die Qualitätsanforderungen. Das Bundeskinderschutzgesetz 2012 und das Kinder- 
und Jugendstärkungsgesetz 2021 erweiterten Beteiligungs-, Beratungs- und Schutzmechanismen. § 9a SGB 
VIII verpflichtet die Länder zur Sicherstellung unabhängiger Ombudsstellen. Gerade diese Einführung ist 
zugleich ein gesetzgeberisches Eingeständnis, dass Konflikte in einem durch Machtasymmetrien geprägten 
System nicht allein intern gelöst werden können. 

Zeit Strukturentwicklung Bleibende Bedeutung 
19. Jh./frühes 20. 
Jh. 

kommunale, kirchliche und verbandliche 
Fürsorge 

enge Verbindung öffentlicher Verantwortung und freier 
Durchführung 

1922/1924 RJWG; kommunale Jugendämter; kollegiale 
Beteiligung Grundlage der Zweigliedrigkeit 

1933–1945 autoritäre, selektierende Umformung Warnung vor unkontrollierter Definitionsmacht 
1945–1961 institutioneller Wiederaufbau mit Kontinuitäten Fortbestand etablierter Träger- und Verwaltungsmuster 
1961 JWG fürsorge- und eingriffsorientierte Verwaltung 

1990/1991 KJHG/SGB VIII Leistungs- und Beteiligungsrechte bei fortbestehender 
Mehrfachrolle 

2005–2021 Ausbau Schutzauftrag, Kooperation, 
Ombudschaft 

mehr Verantwortung, aber auch mehr Schnittstellen und 
Dokumentationsmacht 
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4. Die heutige gesetzliche Architektur 

4.1 Zweigliedrigkeit des Jugendamts 

Nach § 70 Abs. 1 SGB VIII werden die Aufgaben des Jugendamts durch den Jugendhilfeausschuss und 
durch die Verwaltung des Jugendamts wahrgenommen. Der Ausschuss ist damit nicht bloß ein äußerer 
Beirat. Er ist Teil des Jugendamts. Die Geschäfte der laufenden Verwaltung führt demgegenüber die 
Verwaltungsleitung im Rahmen der Satzung sowie der Beschlüsse der kommunalen 
Vertretungskörperschaft und des Jugendhilfeausschusses. 

Diese Konstruktion soll Verwaltung, kommunale Demokratie und gesellschaftliche Fachkompetenz 
verbinden. Sie erzeugt aber eine atypische Nähe: Personen, die Leistungen anbieten oder Trägerinteressen 
vertreten, wirken in einem Organ der Behörde mit, die die örtliche Angebotsstruktur plant und freie 
Jugendhilfe fördert. 

4.2 Zusammensetzung und Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 

§ 71 SGB VIII sieht stimmberechtigte Mitglieder aus der kommunalen Vertretung bzw. jugendhilfeerfahrene 
Personen sowie Frauen und Männer vor, die auf Vorschlag anerkannter Träger der freien Jugendhilfe 
gewählt werden; Vorschläge der Jugendverbände sind angemessen zu berücksichtigen. Der Ausschuss 
befasst sich insbesondere mit aktuellen Problemlagen, der Jugendhilfeplanung und der Förderung der 
freien Jugendhilfe. Er besitzt im Rahmen der bereitgestellten Mittel, der Satzung und der Beschlüsse der 
Vertretungskörperschaft Beschlussrecht. 

Damit ist die mögliche Interessenkollision nicht von außen in das System hineingetragen. Sie liegt in der 
Verbindung von legitimem Beteiligungsrecht und möglicher wirtschaftlicher bzw. verbandlicher 
Betroffenheit. Der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages hat 2019 zur Besetzung der 
Jugendhilfeausschüsse ausdrücklich auf die Diskussion um Interessenkonflikte hingewiesen. Eine 
Trägerzugehörigkeit begründet nicht automatisch Befangenheit; ebenso unhaltbar wäre jedoch die 
gegenteilige Annahme, sie könne niemals entscheidungsrelevant sein. 

4.3 Partnerschaft, Subsidiarität und Finanzierung 

§ 4 SGB VIII verlangt partnerschaftliche Zusammenarbeit und verpflichtet die öffentliche Jugendhilfe, die 
Selbständigkeit freier Träger zu achten. Sind geeignete Angebote anerkannter freier Träger vorhanden oder 
rechtzeitig schaffbar, soll die öffentliche Jugendhilfe von eigenen Maßnahmen absehen. § 74 SGB VIII regelt 
die Förderung freier Jugendhilfe; bei stationären und teilstationären Leistungen treten Vereinbarungen über 
Leistung, Entgelt und Qualitätsentwicklung hinzu (§§ 78a ff. SGB VIII). 

Rechtlich bleibt die Gesamtverantwortung beim öffentlichen Träger (§ 79 SGB VIII). Praktisch ist er vielfach 
auf freie Leistungserbringer angewiesen. Diese benötigen ihrerseits öffentliche Förderung, 
Entgeltvereinbarungen, Belegung und verlässliche Zuweisung. Es entsteht eine wechselseitige 
Abhängigkeit: Die Verwaltung braucht Plätze und Dienste; die Träger brauchen Finanzierung und Fälle. 
Diese Beziehung ist nicht per se unlauter. Sie wird aber kontrollbedürftig, sobald die wirtschaftliche 
Existenz eines Angebots und die fachliche Bewertung einzelner Familien in denselben Kommunikations- 
und Entscheidungsräumen zusammentreffen. 
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4.4 Mehrfachrolle der Verwaltung 

Rolle der 
Jugendamtsverwaltung Rechts-/Praxisfunktion Kontrollfrage 

Zugangsinstanz nimmt Meldungen und Anträge entgegen Werden entlastende Informationen gleichwertig 
erfasst? 

Gefährdungseinschätzung bewertet gewichtige Anhaltspunkte nach § 8a 
SGB VIII 

Sind Hypothesen, Gegenhypothesen und 
Unsicherheiten dokumentiert? 

Hilfeplanung bestimmt Bedarf und geeignete Hilfe nach § 36 
SGB VIII Ist das Wunsch- und Wahlrecht real oder nur formal? 

Auftraggeber/Finanzierer wählt und vergütet Leistungserbringer Sind Auswahl, Preis, Qualität und Nähe transparent? 

Kontrollinstanz überprüft Verlauf, Einrichtung und 
Pflegeverhältnis 

Ist die Kontrolle organisatorisch vom Fallinteresse 
getrennt? 

Gerichtsakteur berichtet und wirkt nach § 50 SGB VIII/§ 162 
FamFG mit 

Werden Quellen, Fremdberichte und eigene 
Wertungen getrennt? 

Schutzbehörde nimmt ggf. nach § 42 SGB VIII in Obhut Ist der Eingriff erforderlich, befristet und fortlaufend 
überprüft? 
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5. Die kritische Verflechtungsmatrix 

Akteur A Akteur B Reguläre Verbindung Kritisches Risiko 

Jugendhilfeausschuss freie Träger gesetzliche Repräsentation, Planung, 
Förderung 

Mitwirkung an Regeln und Mitteln mit 
Eigenbezug 

Kommunalpolitik freie Träger Mandate, Vorstände, Beschäftigung, 
Netzwerke Loyalitätskonflikt; unklare Offenlegung 

Jugendamt freie Träger Beauftragung, Finanzierung, 
Fachaufsicht/Qualität 

Auftraggeber und Kooperationspartner 
kontrollieren einander nur begrenzt 

Jugendamt Pflegeeltern Auswahl, Vermittlung, Beratung, 
Leistungen, Überprüfung 

Abhängigkeit und gemeinsame Verteidigung 
der Platzierungsentscheidung 

freier Träger Pflegeeltern Anbahnung, Begleitung, Beratung, 
Dokumentation 

Trägerinteresse kann Berichtsrahmung 
beeinflussen 

Jugendamt Familiengericht Mitwirkung, Stellungnahmen, Hilfeplan Informationsvorsprung; behördliche Deutung 
erhält Autoritätsbonus 

freier Träger Familiengericht Berichte, Zeugenaussagen, 
Umgangsbegleitung 

Sekundärinformationen erscheinen als 
unabhängige Bestätigung 

Pflegeeltern Familiengericht Alltagsbeobachtung, Bindungsargument aktueller Zustand kann ursprüngliche 
Eingriffsgründe überlagern 

Richter wiederkehrende 
Fachakteure 

Arbeitskreise, Routinekontakte, lokale 
Praxis 

Repeat-player-Effekt und unbewusste 
Vertrauensvorsprünge 

 
Die Matrix zeigt keine geheime Absprache. Sie zeigt, wo aus gesetzlich vorgesehenen Verbindungen ein 
geschlossenes Bestätigungssystem werden kann. Kritisch ist nicht der einzelne Kontakt, sondern die 
Kumulation: dieselben Akteure planen Angebote, vermitteln Hilfen, erzeugen Berichte, bestätigen die 
Notwendigkeit der Hilfe und liefern dem Gericht die maßgebliche Tatsachengrundlage. 
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6. Jugendhilfeausschuss und freie Träger: eingebaute Interessennähe 

Der Jugendhilfeausschuss ist als Ort pluralistischer Mitwirkung konzipiert. Gerade seine demokratische 
Legitimation verlangt jedoch, zwischen allgemeiner fachpolitischer Interessenvertretung und konkreter 
wirtschaftlicher Betroffenheit zu unterscheiden. Ein Verbandsvertreter darf für die freie Jugendhilfe 
sprechen. Problematisch wird es, wenn über Fördergrundsätze, Bedarfsplanung, Anerkennung, 
Projektmittel oder Kapazitäten entschieden wird, die den eigenen Arbeitgeber, Verein oder 
Unternehmensverbund unmittelbar betreffen. 

Die häufig verwendete Formel, freie Träger seien wegen ihrer gesetzlich gewollten Mitgliedschaft nicht 
generell befangen, ist richtig, aber unvollständig. Sie beantwortet nur die abstrakte Mitgliedschaft, nicht 
den konkreten Eigenbezug. Erforderlich sind nachvollziehbare Regeln zu Anzeige, Veröffentlichung, 
Beratungsteilnahme und Stimmverzicht. Landesrecht, kommunale Satzungen und kommunalrechtliche 
Mitwirkungsverbote sind deshalb für jede Kommune gesondert zu prüfen. 

Eine besonders kritische Konstellation liegt vor, wenn dieselbe Person zugleich kommunalpolitisches 
Mandat, Leitungs- oder Beschäftigungsfunktion bei einem freien Träger und Sitz im Jugendhilfeausschuss 
innehat. Rechtlich können diese Rollen zulässig sein. Governance-seitig erzeugen sie dennoch mindestens 
den Anschein, dass Kontrolle, Interessenvertretung und Mittelentscheidung nicht hinreichend getrennt 
sind. Der Anschein ist nicht mit Korruption gleichzusetzen; er ist aber ein eigenständiges 
Legitimationsproblem. 

7. Kommunalpolitik und Mehrfachmandate 

Kommunalpolitiker entscheiden über Haushaltsmittel, Satzungen, Personalspitzen und strategische 
Schwerpunkte. Sind sie zugleich bei freien Trägern beschäftigt, in Vorständen tätig oder auf andere Weise 
institutionell gebunden, entstehen mehrere Loyalitätsrichtungen. Die übliche lokale Überschaubarkeit 
verstärkt das Problem: Man kennt sich aus Ausschüssen, Arbeitsgemeinschaften, Verbänden, Parteien, 
Projekten und Gerichtskooperationen. Informelle Verlässlichkeit erleichtert Hilfe, kann aber Distanz und 
Widerspruch reduzieren. 

Mehrfachmandatierung darf weder skandalisiert noch verharmlost werden. Entscheidend sind vier Fragen: 
Ist die Rolle öffentlich bekannt? Ist ein konkreter wirtschaftlicher oder institutioneller Vorteil möglich? 
Wurde die Betroffenheit vor Beratung und Abstimmung erklärt? Ist dokumentiert, wer an Beratung, 
Vorbereitung und Entscheidung mitgewirkt hat? Ohne diese Informationen bleibt demokratische Kontrolle 
unvollständig. 

Prüfebene Erforderliche Unterlage Warnsignal 
Person Mandats- und Tätigkeitsangaben Leitungs-/Beschäftigungsrolle wird nicht offengelegt 

Sitzung Einladung, Vorlage, Niederschrift, 
Abstimmung Eigenbezug ohne dokumentierten Umgang 

Finanzierung Förderbescheid, Entgelt-
/Leistungsvereinbarung wiederkehrende Vorteile ohne Vergleich oder Begründung 

Planung Jugendhilfeplan, Bedarfsdaten, 
Auswahlkriterien 

Bedarf wird anbieterseitig definiert und nicht unabhängig 
validiert 

Kontrolle Prüfberichte, Qualitätsdialoge, Beschwerden Auftragnehmer bewertet faktisch die eigene Leistung 
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8. Pflegeeltern und Pflegekinderdienste 

Pflegeeltern erfüllen eine anspruchsvolle, vielfach unverzichtbare Aufgabe. Eine pauschale Einordnung als 
profitorientierte Akteure wäre sachlich falsch. Pflegegeld dient dem Unterhalt des Kindes und der 
Anerkennung des Erziehungsaufwands; professionelle oder trägergestützte Pflegeformen sind gesondert zu 
betrachten. Gleichwohl bestehen strukturelle Abhängigkeiten, die für eine kritische Analyse nicht 
ausgeblendet werden dürfen. 

Die zuständige Stelle wirkt an Eignungsprüfung, Vermittlung, Beratung und Unterstützung mit; sie überprüft 
das Pflegeverhältnis und zahlt laufende Leistungen. In gerichtlichen Auseinandersetzungen können 
Pflegeeltern zugleich Informationsquelle, Bindungsperson und mittelbar Begünstigte des Fortbestands der 
Unterbringung sein. Das macht ihre Angaben nicht unwahr. Es verlangt aber dieselbe Quellenkritik, die bei 
Angaben der Herkunftseltern selbstverständlich erwartet wird. 

Besonders fehleranfällig ist die zeitliche Rückkopplung: Eine Herausnahme schafft neue Bindungen und 
Distanz zur Herkunftsfamilie. Später wird gerade diese nach dem Eingriff entstandene Bindungslage als 
Argument gegen eine Rückführung verwendet. Der Schutz gewachsener Bindungen ist kindeswohlrelevant; 
er darf jedoch die Prüfung nicht ersetzen, ob der ursprüngliche Eingriff tragfähig, verhältnismäßig und durch 
weniger einschneidende Hilfen vermeidbar war. Andernfalls legitimiert die Folge einer Maßnahme 
rückwirkend deren Ursache. 

Wurden Eltern zuvor vom Jugendamt selbst als Pflegeeltern geprüft und für geeignet befunden, ist ein 
späterer Vorwurf schwerwiegender Erziehungsunfähigkeit besonders erklärungsbedürftig. Dann muss 
offengelegt werden, welche Tatsachen neu hinzugetreten sind, welche frühere Prüfung fehlerhaft gewesen 
sein soll und welche organisatorische Mitverantwortung die Behörde für Auswahl, Begleitung und 
unterlassene Intervention trägt. 
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9. Familiengericht: Unabhängigkeit und praktische 

Informationsabhängigkeit 

9.1 Rechtliche Trennung 

Familiengerichte gehören zur rechtsprechenden Gewalt. Richter sind nach Art. 97 GG unabhängig und 
allein dem Gesetz unterworfen. Das Jugendamt entscheidet nicht über Sorgerechtsentzug oder 
längerfristige Trennung; dies ist Sache des Gerichts. § 162 FamFG verpflichtet das Gericht in 
kindschaftsrechtlichen Verfahren zur Anhörung bzw. Beteiligung des Jugendamts. Nach § 26 FamFG muss 
das Gericht die entscheidungserheblichen Tatsachen von Amts wegen selbst ermitteln. Die Mitwirkung des 
Jugendamts entlastet es nicht von dieser Verantwortung. 

9.2 Praktische „Sandwichposition“ 

In der Praxis steht das Gericht zwischen rechtlicher Letztverantwortung und fachlicher Zuarbeit. Es verfügt 
regelmäßig nicht über eine eigene sozialpädagogische Ermittlungsorganisation. Das Jugendamt hat 
dagegen oft bereits Gespräche geführt, Hausbesuche dokumentiert, Trägerberichte erhalten, Hilfen initiiert 
und eine Gefährdungshypothese formuliert. Wer den ersten kohärenten Deutungsrahmen liefert, setzt 
häufig den Anker für das weitere Verfahren. 

Werden anschließend Berichte eines vom Jugendamt ausgewählten Trägers, Beobachtungen von 
Pflegepersonen und Einschätzungen eines Verfahrensbeistands in denselben Deutungsrahmen 
eingeordnet, entsteht scheinbar eine Vielzahl unabhängiger Belege. Tatsächlich können sämtliche 
Informationen auf dieselbe Ausgangsannahme oder dieselbe behördliche Vorinformation zurückgehen. 
Kriminalistisch handelt es sich dann nicht um unabhängige Konvergenz, sondern möglicherweise um 
zirkuläre Bestätigung. 

9.3 Mindestanforderungen an gerichtliche Distanz 

• Primärquelle, Fremdbericht, Hörensagen und fachliche Schlussfolgerung müssen sichtbar getrennt 
werden. 

• Belastende und entlastende Tatsachen sind gleichrangig zu erheben; Widersprüche dürfen nicht durch 
Sammelbegriffe wie „fehlende Kooperation“ verdeckt werden. 

• Bei streitigen psychologischen, medizinischen oder aussageanalytischen Fragen darf 
Verwaltungswissen keine sachverständige Begutachtung ersetzen. 

• Die Geeignetheit und Erforderlichkeit milderer Mittel ist eigenständig zu prüfen; § 1666a BGB verlangt 
Verhältnismäßigkeit. 

• Lokale Routinen, Arbeitskreise und langjährige professionelle Bekanntheit dürfen nicht an die Stelle 
beweisförmiger Prüfung treten. 

• Gerichtliche Entscheidungen müssen erkennen lassen, welche konkrete Tatsache aus welcher Quelle 
für welche Schlussfolgerung tragend war. 

10. Mechanismen einer sich selbst bestätigenden Struktur 

10.1 Informationsfilter 

Das Jugendamt ist häufig die Stelle, bei der Informationen zusammenlaufen und von der aus sie 
weitergegeben werden. Bereits die Auswahl dessen, was als relevant, glaubhaft oder „kindeswohlbezogen“ 
gilt, prägt die spätere Akte. Auslassungen können ebenso folgenreich sein wie unrichtige Angaben. Deshalb 
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muss jede belastbare Analyse nicht nur fragen, was berichtet wurde, sondern auch, welche 
entgegenstehenden Informationen bekannt waren und nicht in die gerichtliche Darstellung gelangten. 

10.2 Anker- und Bestätigungsfehler 

Eine frühe Gefährdungshypothese kann die weitere Wahrnehmung strukturieren. Neutrales Verhalten 
erscheint dann als mangelnde Einsicht, Widerspruch als fehlende Kooperation, Emotionalität als 
Instabilität und kontrolliertes Auftreten als strategische Anpassung. Eine Hypothese, die jedes mögliche 
Verhalten gegen die betroffene Person auslegt, ist nicht falsifizierbar und deshalb fachlich unbrauchbar. 

10.3 Ökonomische Verstetigung 

Ambulante, teilstationäre und stationäre Angebote benötigen Finanzierung, Personalplanung und 
Auslastung. Daraus folgt nicht, dass Kinder „aus Profitgründen“ herausgenommen werden. Es folgt aber, 
dass ökonomische Interessen vorhanden sind und nicht durch moralische Selbstbeschreibung 
verschwinden. Ein rechtsstaatliches System muss Interessen sichtbar machen und Entscheidungen so 
organisieren, dass kein Akteur die Notwendigkeit einer von ihm vergütet erbrachten Leistung allein definiert. 

10.4 Kapazitäts- und Pfadabhängigkeit 

Ist ein Kind erst untergebracht, werden organisatorische Tatsachen geschaffen: Schulwechsel, Therapie, 
Umgangsregelung, Bindungsaufbau und Platzfinanzierung. Jede spätere Änderung erscheint riskanter und 
aufwendiger als die Fortsetzung. Damit kann sich eine ursprünglich als vorläufig bezeichnete Maßnahme 
allein durch Zeitablauf verfestigen. Verfahrensdauer wird dann zum materiellen Entscheidungsfaktor. 

10.5 Sprachliche Macht 

Professionelle Akteure verfügen über institutionell anerkannte Begriffe und standardisierte Berichtskanäle. 
Herkunftseltern berichten demgegenüber häufig emotional, unsystematisch und ohne Aktenkenntnis. Wird 
Sprachform mit Glaubwürdigkeit verwechselt, erhält die institutionelle Seite einen ungerechtfertigten 
Beweisvorsprung. Die Form eines Berichts ist kein Beleg für die Richtigkeit seines Inhalts. 

  



Strukturanalyse Kinder- und Jugendhilfe 

Dr. Andrea Christidis  |  Stand: 20. September 2026  |  14 

11. Belegtes und Beweisbedürftiges im Einzelfall 

Aussage Einordnung Erforderlicher Beleg 
Freie Träger sind im 
Jugendhilfeausschuss beteiligt. gesetzlich belegt §§ 70, 71 SGB VIII; Landesrecht/Satzung 

Der Ausschuss wirkt an Planung und 
Förderung mit. gesetzlich belegt § 71 SGB VIII; örtliche Zuständigkeitsordnung 

Ein Mitglied hat eine Doppelrolle. objektiv feststellbar Mandat, Arbeitsvertrag/Funktion, Register, 
Selbstauskunft 

Die Doppelrolle führte zu 
Befangenheit. rechtliche Einzelfallfrage konkreter Beratungsgegenstand, Vorteil, Mitwirkung, 

Landes-/Kommunalrecht 

Ein Träger profitiert wirtschaftlich. prüfbare Tatsachenfrage Bescheide, Verträge, Entgelte, Belegung, 
Jahresabschlüsse 

Ein Bericht ist abgestimmt oder 
bewusst falsch. schwerwiegender Vorwurf Kommunikationsnachweise, Primärakten, 

Widersprüche, Zeugenaussagen 
Das Gericht folgte unkritisch dem 
Jugendamt. 

an Entscheidungsgründen zu 
prüfen Beschluss, Protokoll, Beweisanträge, Akteninhalt 

Es besteht ein strukturelles Risiko 
zirkulärer Bestätigung. systemische Bewertung Informationswege, Quellenabhängigkeit, fehlende 

Gegenprüfung 
 
Die zentrale methodische Regel lautet: Strukturkritik darf scharf sein, Tatsachenbehauptungen müssen 
präzise bleiben. Begriffe wie „Kartell“, „Korruption“, „Kumpanei“ oder „organisierte Absprache“ setzen 
konkrete Nachweise voraus. Ohne solche Nachweise ist die belastbarere Formulierung: institutionelle 
Interessenkollision, strukturell begünstigte Handlungseinheit, geschlossener Informationskreislauf, nicht 
hinreichend kontrollierte Mehrfachrolle oder Anschein mangelnder Distanz. 

12. Kontrolllücken und Reformvorschläge 

12.1 Verbindliches Interessenregister 

Mitglieder und beratende Personen des Jugendhilfeausschusses sollten sämtliche Beschäftigungs-, Organ-
, Beratungs- und Vergütungsbeziehungen zu Leistungserbringern offenlegen. Das Register muss öffentlich, 
aktuell und mit Sitzungsvorlagen verknüpft sein. 

12.2 Konkrete Befangenheitsregeln 

Nicht die abstrakte Trägerzugehörigkeit, sondern die konkrete Betroffenheit muss geprüft werden. Anzeige, 
Ausschluss von Beratung und Abstimmung sowie die Dokumentation im Protokoll sind verbindlich zu 
regeln. Auch vorbereitende Arbeitsgruppen und informelle Vorabstimmungen müssen erfasst werden. 

12.3 Funktionale Trennung in der Verwaltung 

Gefährdungseinschätzung, Hilfeauswahl, Finanzierung, Qualitätskontrolle und gerichtliche 
Berichterstattung sollten organisatorisch soweit wie möglich getrennt oder mindestens durch ein 
dokumentiertes Vier-Augen-Prinzip abgesichert werden. Bei schweren Eingriffen ist eine fallfremde 
Zweitprüfung erforderlich. 

12.4 Unabhängige Ausschlussdiagnostik 

Vor langfristiger Fremdunterbringung muss nicht nur die Belastungshypothese, sondern müssen 
ausdrücklich Gegenhypothesen und mildere Mittel geprüft werden. Die prüfende Stelle darf weder vom 
ausgewählten Träger noch von der Fortsetzung der Maßnahme wirtschaftlich abhängig sein. 
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12.5 Rohdaten- und Quellenklarheit 

Jede wesentliche Aussage muss erkennen lassen: Wer hat wann was selbst wahrgenommen? Was wurde 
nur berichtet? Welche Vorinformation bestand? Was spricht dagegen? Nachträgliche Zusammenfassungen 
dürfen Primärdokumente nicht ersetzen. Berichtigungsanträge und abweichende Darstellungen müssen 
aktenkundig und bei Weitergabe mitgeführt werden. 

12.6 Stärkung unabhängiger Ombudschaft 

Ombudsstellen nach § 9a SGB VIII müssen institutionell, personell und finanziell unabhängig sein. Sie 
benötigen sicheren Aktenzugang mit Einwilligung der Betroffenen, nachvollziehbare Bearbeitungsfristen 
und die Möglichkeit, strukturelle Mängel anonymisiert zu berichten. 

12.7 Externe Qualitätsaudits 

Kommunale Systeme sollten regelmäßig extern auf Interessenkonflikte, Trägerkonzentration, 
Abbruchquoten, Rückführungen, Beschwerdeergebnisse, Verfahrensdauer und Kostenentwicklung geprüft 
werden. Evaluation darf nicht ausschließlich durch Organisationen erfolgen, die selbst im lokalen 
Leistungssystem tätig sind. 

12.8 Gerichtliche Quellenmatrix 

Bei erheblichen Grundrechtseingriffen sollte das Gericht eine Quellenmatrix führen: 
Tatsachenbehauptung, Primärquelle, Bestätigung, Gegenbeleg, Beweisstatus und Bedeutung für die 
Entscheidung. Dadurch wird sichtbar, ob vermeintlich mehrere Belege tatsächlich voneinander unabhängig 
sind. 

12.9 Karenz- und Compliance-Regeln 

Für Wechsel zwischen leitenden Funktionen in Jugendamt, Trägerorganisation und politischer Steuerung 
sind je nach Verantwortung Karenz-, Offenlegungs- oder Prüfregeln vorzusehen. Mindestens müssen 
Vertragsentscheidungen aus früheren oder künftigen Beschäftigungsbeziehungen herausgelöst werden. 
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13. Prüfraster für konkrete Kommunen und Verfahren 

Die strukturelle These wird erst durch kommunal- und fallbezogene Beweise belastbar. Für eine konkrete 
Untersuchung sind folgende Unterlagen in einer fortlaufenden Beweiskette auszuwerten: 

Prüffeld Unterlagen/Fundstellen Leitfrage 

Gremienstruktur Satzung, Mitgliederlisten, Vorschlagsrechte, 
Niederschriften Wer vertritt wen, mit welchem Stimmrecht? 

Mehrfachrollen Lebensläufe, Arbeitgeber, Vereins-
/Registerfunktionen, Mandate 

Welche öffentlichen, politischen und privaten Rollen 
überlagern sich? 

Mittelentscheidung Haushalt, Förderlisten, Beschlussvorlagen, 
Abstimmungen 

Wer beriet oder entschied über Vorteile des eigenen 
Trägers? 

Leistungsbeziehung Leistungs-, Entgelt- und Qualitätsvereinbarungen Wie wurden Preis, Qualität und Auswahl kontrolliert? 

Fallinformation Aktenchronologie, E-Mails, Vermerke, 
Primärberichte 

Wo entstand eine Behauptung, wie wurde sie 
weitergegeben? 

Gerichtsweg JA-Stellungnahmen, Trägerberichte, Gutachten, 
Beschlüsse Welche Quelle trug welche richterliche Feststellung? 

Pflegeverhältnis Eignungsakte, Hilfepläne, Umgangsprotokolle, 
Rückführungsplanung 

Wurden Pflege- und Herkunftssystem gleich kritisch 
geprüft? 

Beschwerden Eingaben, Antworten, interne Prüfungen, 
Ombudsverfahren 

Prüfte eine unabhängige Stelle oder nur die betroffene 
Organisation? 

 
Für jede Behauptung empfiehlt sich eine Dokumentation nach folgendem Schema: Datum – Urheber – 
Empfänger – Originalwortlaut – Primär- oder Sekundärquelle – gesicherte Tatsache – offene Frage – 
Widerspruch – mögliche institutionelle Betroffenheit – verfahrensrechtliche Folge. Erst diese 
Rekonstruktion erlaubt eine kriminalistisch belastbare Bewertung von Zweckbindung, Informationsfluss, 
möglicher Absprache und Kausalität. 

14. Gesamtergebnis 

Die untersuchte „Allianz“ ist am treffendsten nicht als einheitliche Verschwörung, sondern als gesetzlich 
vorbereitete und lokal unterschiedlich verdichtete Verflechtungsstruktur zu beschreiben. Der 
Jugendhilfeausschuss verbindet Kommunalpolitik und freie Träger innerhalb des Jugendamts. Die 
Verwaltung verbindet Schutzauftrag, Leistungsgewährung, Finanzierung, Kontrolle und gerichtliche 
Mitwirkung. Pflegepersonen und Leistungserbringer liefern Beobachtungen aus Hilfen, deren Fortbestand 
zugleich ihre institutionelle oder wirtschaftliche Position berühren kann. Das Familiengericht bleibt 
rechtlich unabhängig, kann aber praktisch von der durch dieses System erzeugten Informationsordnung 
abhängig werden. 

Gerade weil viele Beteiligte subjektiv vom Kindeswohl geleitet sein können, ist institutionelle Kontrolle 
unverzichtbar. Gute Absichten ersetzen keine Gewaltenteilung, keine Quellenkritik und keine Transparenz. 
Ein System, das seine eigene Entscheidung vorbereitet, vollzieht, dokumentiert und durch miteinander 
verbundene Akteure bestätigen lässt, läuft Gefahr, Fehler nicht mehr zu erkennen, sondern zu stabilisieren. 

Die entscheidende Reformfrage lautet daher nicht, ob öffentliche und freie Jugendhilfe zusammenarbeiten 
sollen. Das ist notwendig und gesetzlich gewollt. Zu beantworten ist vielmehr, wer diese Zusammenarbeit 
unabhängig kontrolliert, wie konkrete Eigeninteressen offengelegt werden, wie widersprechende 
Informationen in die Akte gelangen und wie Gerichte erkennen können, ob mehrere Berichte wirklich 
mehrere Erkenntnisquellen oder nur mehrere Stationen derselben Ausgangsbehauptung darstellen. 



Strukturanalyse Kinder- und Jugendhilfe 

Dr. Andrea Christidis  |  Stand: 20. September 2026  |  17 

Rechtsstaatlicher Kinderschutz verlangt beides: entschlossenes Eingreifen bei realer Gefahr und ebenso 
entschlossenen Schutz von Kindern und Familien vor institutionell erzeugten Fehlentscheidungen. Erst 
wenn beide Risiken gleich ernst genommen werden, wird aus Fürsorge tatsächlich verantwortliche Hilfe. 
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Hinweis zur Reichweite 

Die Darstellung ist eine allgemeine Struktur- und Risikoanalyse. Ob in einer bestimmten Kommune oder in 
einem konkreten Verfahren eine unzulässige Einflussnahme, Befangenheit, Pflichtverletzung oder bewusst 
unrichtige Darstellung vorliegt, kann nur anhand der jeweiligen Satzungen, Landesgesetze, Akten, 
Protokolle, Vertragsbeziehungen und Kommunikationsnachweise festgestellt werden. 


